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Die in der Koalition
getroffene Vereinba-
rung zur Änderung der
Vergütungsregelungen
für die Photovoltaik
bietet einen fairen
Ausgleich zwischen
der Umwelt, den Inte-
ressen der Hersteller
und Betreiber von
Solaranlagen und den
Interessen der Strom-
kunden. Die Preise der
Solaranlagen sind im
letzten Jahr drastisch
zurückgegangen.
Deshalb ist es notwen-
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dig und richtig, die Vergütungssätze neu zu
justieren. Die Übersubventionierung der Photo-
voltaik muss reduziert werden, denn sie wirkt
innovationshemmend. Deutschland soll auch in
Zukunft in der Photovoltaik technologisch füh-
rend sein. Deshalb geht es mit der neuen Vergü-
tungsregelung um das Ziel, die Technologieent-
wicklung anzureizen und gleichzeitig die Belas-
tung der Stromverbraucher so gering wie mög-
lich zu halten. Das ist der Grund, warum ja Ver-
braucherschützer und die Solarbranche selbst
eine Reduzierung der Vergütung gefordert ha-
ben. Wir sind sehr umsichtig vorgegangen: Die
Förderung von auf Dächern angebrachten Gerä-
ten wird einmalig um 16 Prozent gedrosselt, für
Anlagen auf Freiflächen wird die Vergütung
einmalig auf 15 Prozent gesenkt. Für Photovolta-
ik-Einrichtungen auf Ackerflächen gibt es künf-
tig überhaupt keine Subventionen mehr, was
dem Landschaftsschutz zugute kommt und der
landwirtschaftlichen Nutzung dieser Flächen
keine Konkurrenz mehr macht. Der Stichtag
1. Juli 2010 leistet auch Vertrauensschutz für
diejenigen, die seit längerem die Errichtung einer
Dachanlage geplant haben. Auch die verbesserte
Förderung des Eigenverbrauchs von Solarstrom
ist eine ökologisch wichtige Neuausrichtung. Sie
korrespondiert mit dem mehr als verdoppelten
Ausbauziel von 3.500 Megawatt pro Jahr. Alles
in allem fördern die getroffenen Vereinbarungen
das dynamische Wachstum der Erneuerbaren
Energien, schaffen hohe Investitionssicherheit
und machen die Erneuerbaren Energien schneller
wettbewerbsfähig.

weiter leiten lassen: Derjenige, der arbeitet, muss mehr Geld in der Tasche
haben, als wenn er nicht arbeiten würde. Dies ist auch unser Leitmotiv für die
Neujustierung der Hinzuverdienstgrenzen.

Vor allem muss die unterschiedliche Umsetzung der bestehenden Vorschriften
vereinheitlicht werden. Es ist zum Bespiel schon momentan klar geregelt, dass
das Arbeitslosengeld II gekürzt werden kann, wenn zumutbare Arbeit nicht
angenommen wird. Die Verwaltungspraxis muss jedoch einheitlicher werden.

In dem zweiten Schritt wird die konkrete Neuberechnung der Bedarfssätze der
Kinder erfolgen. Das dazu notwendige Datenmaterial wird aber erst im Sep-
tember vorliegen. Parallel laufen die Gespräche zu Neuorganisation der Ver-
waltungsstrukturen. Hier muss sich erweisen, ob die SPD bereit ist, unseren
richtigen Weg mitzugehen. Die Kommunen müssen mehr Spielräume für die
Übernahme der Aufgabe erhalten als bisher. Der Bund muss aber die Fach- und
Rechtsaufsicht haben.

Arbeitslosigkeit trifft viele Betroffene hart. Den Missbrauch des Sozialstaats
gilt es umgekehrt zu verhindern. Gerade wegen dieses Spannungsverhältnisses
muss die Politik im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik ihre Antworten mit
Augenmaß formulieren.
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Die Koalition aus Union und FDP wird das Urteil
des Bundesverfassungsgerichts zu Hartz IV mög-
lichst schnell umsetzen. Die Bürger erwarten zu
Recht Antworten auch auf die jetzt diskutierten
grundsätzlichen Fragen, die über die Entscheidung
weit hinausgehen. Dabei wissen wir seit langem um
die angesprochenen Probleme und haben als Union
immer wieder Lösungsvorschläge präsentiert. Da-
rauf können wir aufbauen.

Die Koalition wird in zwei Schritten vorgehen.
Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen wird
zunächst grundsätzliche Fragen klären - zum Bei-
spiel das Verhältnis von Geld- und Sach- und
Dienstleistungen für die Kinder. Darüber hinaus
wird auch zu entscheiden sein, inwieweit nach dem
Urteil Pauschalisierungen sinnvoll und notwendig
sind. Von einem Grundsatz werden wir uns dabei

Hartz IV mit Augenmaß
neu justieren
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Reform der Hartz IV-Regelsätze

>>> HARTZ IV
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Regelsätzen kommt der anstehenden Erarbeitung der
Kriterienkataloge eine zentrale Bedeutung für soziale
Sicherheit und Verfassungstreue zu. Daher sind über-
eilte Forderungen nach einem pauschalen und soforti-
gen Anheben der Regelsätze sachlich und verfassungs-
rechtlich völlig falsch. Denn genau eine solche will-
kürliche Praxis von Rot-Grün bei der Regelsatzbildung
hat jüngst das Verfassungsgericht gerügt. Fehler dür-
fen nicht wiederholt werden.

Demgegenüber hat das Verfassungsgericht das SGB II
und seine Grundprinzipien des „Förderns und For-
derns“ generell nicht in Frage gestellt. Daher bleibt für
CDU und CSU die Grundsicherung für Arbeitssuchen-
de ein zentraler Punkt der sozialen Sicherung, und
daher bleibt für die Union die Vermittlung möglichst
vieler Menschen in Arbeit die zentrale Zielsetzung
auch des SGB II.

Sowohl mit der anstehenden Organisationsreform des
SGB II als auch mit der Neugestaltung der Regelsätze
für Kinder und Erwachsene wird die christlich-liberale
Koalition unter Führung der Union ihrem Anspruch als
„Koalition der sozialen Kompetenz“ mit neuen Maß-
stäben mehr als gerecht werden.

Bundessozialministerin von der Leyen ging in ihrer
Rede zum Thema vor dem Bundestag insbesondere
auf die Situation der bedürftigen Kinder ein, die Leis-
tungen nach Hartz IV erhalten. Nach dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts gebe es hier eine große
Chance, neue Wege zu gehen. Grundvoraussetzungen
in der Kindheit sind, so die Ministerin, Zuwendung,
frühe Förderung und Perspektiven. Ohne diese Grund-
lage hätten Kinder, anders als Erwachsene, keine
Chance, ihre Talente, ihre Fähigkeiten und ihre Per-
sönlichkeit so zu entwickeln, wie es ihr Recht sei. Hier
müsse und werde die christlich-liberale Koalition
Akzente setzen. Von der Leyen betonte auch, wie
wichtig es sei, dass Schulkindern unabhängig von der
Einkommenssituation ihrer Eltern geholfen werde, in
der Schule mitzuhalten und voranzukommen. Wenn
man Kinderleben ernst nehme, so die Ministerin, gehö-
re auch das Mitmachen beim Sport, in Musik und
sozialen Beziehungen dazu. Wenn Kinder diese Chan-
ce nicht erhielten, verkümmerten sie. Wichtig sei,
dass das Geld für bedürftige Kinder zielgerichtet in der
Förderung für sie ankomme. Kinder, die später ihren
Abschluss schafften, die eine Lehre oder den Beruf
schafften, bedeuteten auch weniger Erwachsene, die
Jahre oder Jahrzehnte von Sozialleistungen lebten.

Die Stärkung der Chancen- und Teilhabegerechtigkeit
für Kinder wird ein Kernstück der Neugestaltung der
SGB-II-Regelsätze sein. Ziel der Union ist, dass Kinder
so schnell wie möglich aus der Grundsicherung heraus-
kommen, und zwar nachhaltig und mit einer guten Per-
spektive für ihr ganzes Leben. Daher soll die Grundsi-
cherung für Kinder in einem Teil bargeldlos umgesetzt
werden. Denn es gibt auch Eltern im ALG-II-Bezug, die
selbst Unterstützung und Hilfe bei der Erziehung ihrer
Kinder benötigen. Diesen Eltern geben wir die nötige
Unterstützung und Hilfestellung, ohne sie dabei aus
ihrer eigenen Verantwortung für ihre Kinder zu entlas-
sen. Generell wird unter der Führung der Union für die
Berechnung der Kinder-Regelsätze ein Kriterienkatalog
entwickelt, der sich an der realen Lebenssituation und
den echten Bedürfnissen der Kinder orientiert. Die da-
malige rot-grüne Bundesregierung hat mit ihren soge-
nannten Hartz-Gesetzen Kinder willkürlich wie linear
kleingerechnete Erwachsene behandelt; die heutige
christlich-liberale Koalition wird diesen schweren Feh-
ler nun zum Wohle der Kinder mehr als korrigieren. Die
Situation der 1,6 Mio. vom SGB II betroffenen Kinder
und deren Bildungssituation stehen für uns im Vorder-
grund.

Auch die Fehler bei den Regelsätzen für Erwachsene
wird die jetzige Koalition verfassungskonform ausbes-
sern mit einem transparenten und konsequenten An-
wenden der Einkommens- und Verbraucherstichprobe
zur Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums.
Sowohl bei den Kinder- als auch bei den Erwachsenen-
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Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zu den Regel-
sätzen für Kinder und Er-
wachsene im Zweiten Sozial-
gesetzbuch (SGB II), beim
sogenannten Hartz IV, muss
so schnell wie möglich umge-
setzt werden. Darin waren
sich alle Redner der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
zu diesem Thema, darunter der
sozialpolitische Sprecher Karl
Schwierling sowie der stell-
vertretende sozialpolitische
Sprecher Paul Lehrieder,
einig. Dabei muss darauf
geachtet werden, dass dort
geholfen wird, wo die Le-
benslage es erfordert und es
geht um Hilfe zur Selbsthilfe.
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>>> AFGHANISTAN

Afghanistan-Einsatz: Übergabe in Verantwortung

tion unterstützt das geänderte Mandat nachdrücklich,
denn nur so werden wir, vielleicht sogar noch in diesem
Jahr, mit dem Prozess der Übergabe in Verantwortung
an die afghanische Regierung beginnen können.

Auf der Afghanistan-Konferenz in London hat die Staa-
tengemeinschaft am 28. Januar 2010 unter dem Leitmo-
tiv „Übergabe in Verantwortung“ einen Neuansatz für
Afghanistan beschlossen. Die afghanische Regierung
hat ihre Entschlossenheit bekräftigt, innerhalb der
nächsten fünf Jahre (d. h. bis Ende 2014) die Sicher-
heitsverantwortung für das Land selbstständig zu über-
nehmen. Damit sollen die Voraussetzungen für einen
schrittweisen Abzug der internationalen Militärpräsenz
geschaffen werden. Um dieses Ziel zu erreichen, müs-
sen alle ihre Anstrengungen beim Aufbau und bei der
Ausbildung der afghanischen Sicherheitskräfte signifi-
kant erhöhen. In London wurden gemeinsam mit der
afghanischen Regierung entscheidende Zielmarken
festgelegt: Die Zahl der afghanischen Soldaten und
Polizisten soll von derzeit knapp 200.000 auf über
300.000 anwachsen.

Unser verstärktes Engagement kann nur erfolgreich
sein, wenn die afghanische Regierung ihre in London
eingegangenen Verpflichtungen zügig und mit Nach-
druck umsetzt. Verantwortungsvolle Regierungsfüh-
rung, Bekämpfung von Korruption und Drogenkrimina-
lität, Schutz der Menschenrechte sind die Themen, de-
nen sich die afghanische Regierung widmen muss. Nur
so kann das Vertrauen der afghanischen Bevölkerung in

ihre Regierung gestärkt werden. Ein wichtiger in Lon-
don vereinbarter Punkt ist das von der afghanischen
Regierung eigenverantwortlich durchgeführte Wieder-
eingliederungsprogramm. Wir wollen die Mitläufer
unter den Aufständischen erreichen, die aus rein finan-
ziellen und wirtschaftlichen Gründen auf der falschen
Seite stehen. Deshalb unterstützen wir den Reintegrati-
onsfonds zur Finanzierung des Ausbildungs- und Be-
schäftigungsprogramms unter afghanischer Leitung.

Unser Einsatz in Afghanistan dauert länger und ist
schwieriger, als wir zu Beginn vor gut acht Jahren ge-
dacht haben. Aber mit den Beschlüssen von London
haben wir die Chance, in einzelnen Distrikten in unse-
rem Verantwortungsbereich Nordafghanistan Anfang
2011 mit der Übergabe der Verantwortung zu beginnen
und dann nicht mehr benötigte Fähigkeiten zu reduzie-
ren. Um in den nächsten vier Jahren die Voraussetzun-
gen für diese Reduzierung der militärischen Präsenz zu
schaffen, stocken wir die deutschen Kräfte für die Aus-
bildung afghanischer Soldaten von 280 auf 1.400 auf.
Und wir forcieren unsere Ausbildung von afghanischen
Polizisten, von denen wir bis 2012 15.000 einsatzfähig
machen wollen. Je intensiver wir uns diesen Aufgaben
jetzt widmen, desto früher können wir mit dem Abzug
unserer eigenen Soldaten beginnen. Deshalb stocken wir
die Zahl unserer Soldaten in Afghanistan vorübergehend
um 500 Soldaten auf, ergänzt um eine zeitlich befristete
flexible Reserve von 350 Soldaten für besondere Situa-
tionen, z.B. Wahlen. Eine schrittweise Reduzierung der
militärischen Präsenz ist zwingend an Fortschritte beim
zivilen Aufbau und dem Aufwuchs der afghanischen
Sicherheitskräfte gekoppelt. Deshalb intensivieren wir
nicht nur unsere Ausbildungsbemühungen, sondern
verdoppeln auch unsere jährlichen Mittel für den zivilen
Aufbau in Afghanistan auf 430 Mio. Euro.

Beendet werden kann der ISAF-Einsatz allerdings erst
dann, wenn in Afghanistan eine selbsttragende Sicher-
heit und Stabilität geschaffen sind. Ein vorzeitiger
Abzug würde unserer eigenen Sicherheit schaden. Af-
ghanistan darf nicht wieder zu einem gescheiterten Staat
werden, von dem aus Terroristen gegen uns agieren
können. Zögen wir vorzeitig oder gar überstürzt ab,
würden wir das bisher Erreichte verspielen: Unsere
Soldaten und Entwicklungshelfer haben in den letzten
Jahren Großes geleistet und viel erreicht. Ihnen gebüh-
ren unser Dank und unsere Anerkennung.
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Der Bundestag hat am
Freitag das veränderte
Mandat der Beteiligung der
Bundeswehr an der interna-
tionalen Stabilisierungs-
truppe für Afghanistan
(ISAF) beschlossen.
Deutschland wird seine
Hilfe für den zivilen Wie-
deraufbau verdoppeln und
die Ausbildung der afgha-
nischen Sicherheitskräfte
erheblich verstärken. Die
Obergrenze des Mandats
wird von 4.500 auf 5.350
erhöht. Das Mandat ist auf
ein Jahr befristet. Die
CDU/CSU-Bundestagsfrak-


